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Die Fähigkeit zur Einführung neuer Produkte und 
Verfahren ist in einer sich rasch wandelnden globa-
len Wissensgesellschaft zu einem entscheidenden 
Faktor für den wirtschaftlichen Erfolg geworden. 
Die Wachstumsperspektiven von Ländern und Re-
gionen hängen in hohem Maße von ihrer Ausstat-
tung mit Humankapital ab. Die hier präsentierten 
Daten zur regionalen Verteilung von Humanka-
pital innerhalb der EU-Mitgliedsländer zeigen 
einen deutlichen Zusammenhang zwischen der 
Humankapitalausstattung und dem Wirtschafts-
wachstum. Insbesondere die Hauptstadtregionen 
sowie einige weitere wirtschaftliche Metropolen 
zeichnen sich durch hohe Humankapital- und Ein-
kommensniveaus aus. 

Angesichts des zunehmenden globalen Wettbe-
werbs stehen nicht nur Nationen, sondern auch 
Regionen in starker Konkurrenz zueinander. 
Eine gute Ausstattung mit Humankapital ist, 
neben anderen Faktoren, für die wirtschaftliche 
Entwicklung einer Region von großer Bedeutung. 
In diesem Bericht wird untersucht, inwieweit 
das wirtschaftliche Wachstum und das Einkom-
mensniveau in den Regionen der EU mit dem 
regionalen Humankapital zusammenhängt.1

Das Statistische Amt der Europäischen Union 
(Eurostat) stellt seit längerer Zeit Daten bereit, 
die auf regionaler Ebene2 Entwicklung und 
Stand der Innovationstätigkeit im EU-Raum 
abbilden.3 Einer dieser Indikatoren ist die Zahl 
von Hochschul absolventen in wissenschaftlichen 
oder technischen Berufen. Ein hoher Anteil sol-
cher Beschäftigter reicht indes nicht aus, um 
den wirtschaftlichen Erfolg in den Regionen zu 
sichern. Speziell zu berücksichtigen ist vielmehr 
der engere Bereich von Forschung und Entwick-
lung, das heißt die Beschäftigten in Berufen, die 
ein naturwissenschaftliches oder technisches Hoch-
schulstudium voraussetzen (Kasten).4 

1   Die hier präsentierten Forschungsergebnisse sind in dem Projekt 
Intangible Assets and Regional Economic Growth (IAREG) entstanden. 
Es ist Bestandteil des Siebten Rahmenprogramms der EU. Im Rahmen 
dieses Projekts wird eine EU-weite Datenbank für Innovationsindika-
toren aufgebaut. Vgl. hierzu Dreger, C., Erber, G., Glocker, D.: Regional 
Measures of Human Capital in the European Union. WP IAREG 
2008/01, DIW Berlin; Eve Parts: Report on the New Indicators of 
Social Capital in the European Union. WP IAREG 2008/01, Universität 
von Tartu, Estland; Bönte, W., Heblich, S., Jarosch, M.: Concept and 
Measurement of Regional Entrepreneurship Capital. WP IAREG 
2008/01, Max-Planck-Institut für Ökonomie, Jena, Juni 2008. Vgl. 
auch www.iareg.org/.
2   NUTS:. Nomenclature des unités territoriales statistiques (Systema-
tik der Gebietseinheiten für die Statistik). In Deutschland erfasst die 
NUTS-1-Ebene die einzelnen Bundesländer, wohingegen die NUTS-2-
Ebene die Verwaltungseinheiten in den einzelnen Bundesländern, das 
heißt die Regierungsbezirke, abdeckt.
3   Eurostat: Eurostat Regional Yearbook 2007. Europäische Kommis-
 sion, Luxemburg 2007; Eurostat: Science, Technology and Innovation 
in Europe. Edition Eurostat, Luxemburg 2008.
4   Vgl. Götzfried, A.: Welche hochqualifi zierten Humanressourcen 
gibt es in Europa und wo sind sie beschäftigt? Statistik kurz gefasst, 
Wissenschaft und Technologie, Eurostat 11/2004.
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Herr Dr. Erber, von welchen Faktoren ist die 
Innovationsfähigkeit einzelner Regionen ab-
hängig?
Wichtig sind das Vorhandensein von Infrastruk-
tureinrichtungen, von gut qualifi zierten Arbeits-
kräften und der Zugang zum Wissen anderer Re-
gionen. Deshalb spielt heute auch der Zugang 
zu einer guten Kommunikationsinfrastruktur 
eine zentrale Rolle. Hinzu kommt ein innova-
tionsfördernder Rechtsrahmen, insbesondere 
der Schutz von Eigentumsrechten, zum Beispiel 
Patenten.

Welche Regionen in Deutschland zeichnen sich 
im europäischen Vergleich durch eine hohe In-
novationsfähigkeit aus ?
Dazu zählen insbesondere die Regionen um 
München und Stuttgart sowie das Gebiet um 
Aachen in Nordrhein-Westfalen. Aber auch 
in Berlin sitzen stark innovationsfähige Insti-
tutionen. Andererseits hat 
Berlin den Nachteil, dass es 
aufgrund der ehemaligen 
Teilung nicht die herausra-
gende Stellung einnimmt wie 
andere europäische Haupt-
städte. Deutschland gehört 
jedoch weiterhin zu den 
führenden Innovationsregionen innerhalb der 
EU, insbesondere wenn man die Patentstatistik 
heranzieht. Es zeigt sich aber, dass Deutschland  
trotz dieser Innovationsfähigkeit in den letzten 
zehn Jahren eine schwache Wachstumsdynamik 
aufweist und auch im Pro-Kopf-Einkommen 
deutlich hinter andere Regionen in Westeuropa 
zurückgefallen ist.

Haben andere Länder, wie zum Beispiel die 
osteuropäischen Staaten, aufgrund niedri-
gerer Lohnkosten und günstigerer Standort-
 bedingungen Vorteile bei der Bildung von In-
novationsclustern?
Das sehe ich im Augenblick nicht so. Es kommt 
aufgrund des europäischen Binnenmarktes zu 
einer neuen Form der Arbeitsteilung. In Osteu-
ropa besteht tendenziell die Gefahr, dass sich 
aufgrund des „Brain Drain“ die hoch qualifi zier-

ten Arbeitskräfte in den 
Innovationszentren wie 
London, Paris, Berlin, Rom oder Madrid ansie-
deln. Es gibt aber in den asiatischen Ländern, 
ganz besonders in China und Indien, viele kos-
tengünstige und hoch qualifi zierte Arbeitskräf-
te. Dadurch können dort auch Wissenschafts- 
und Forschungsdienstleistungen billiger zur 
Verfügung gestellt werden, als dies in den hoch 
entwickelten Industrieländern geschieht.

Welche Auswirkungen haben der globale und 
der innereuropäische Wettbewerb auf die re-
gionale Innovationsdynamik?
Es ist zu beobachten, dass eine regionale Kon-
zentration auch innerhalb der hoch entwickel-
ten Länder wie Deutschland zunimmt und dass 
sich Exzellenzzentren herauskristallisieren. 
Maßgeblich sind die lokalen Gegebenheiten. 
Zum Beispiel hat sich jetzt die Telekom ent-

schieden, die Technische 
Universität Berlin als For-
schungszentrum zu wählen. 
Früher war dieser Bereich 
in Darmstadt konzentriert. 
Tendenziell nimmt die Zahl 
der international herausra-
genden regionalen Innova-

tionszentren ab. Es müssen immer weltweit die 
besten Leute an bestimmten Standorten aufge-
spürt werden, und die sitzen meistens sehr eng 
beieinander, um voneinander lernen zu können 
und sich den allgemeinen Trends anzupassen.

Welches Fazit ziehen Sie in Ihrer Untersuchung 
zur regionalen Innovationsdynamik in der EU?
Wenn wir uns die empirischen Daten anschauen, 
sehen wir, dass ein hohes Ausbildungs niveau 
nicht zwingend eine hohe Beschäftigung in 
hoch qualifi zierten Berufen in der jeweiligen 
Region nach sich zieht. Ein hohes Ausbildungs-
niveau muss deshalb nicht automatisch zu einer 
hohen Wachstums- und Einkommensdynamik 
in diesen Regionen führen. Nur wenn die hoch 
qualifi zierten Arbeitskräfte auch attraktive 
Beschäftigung in den Regionen fi nden, schließt 
sich der Kreis.

Fünf Fragen an Georg Erber

„Regionale Innovationsdynamik in 

der Europäischen Union“

Dr. Georg Eber, 
Wissenschaftlicher 
Mitarbeiter, 
Abteilung 
Informations-
 gesellschaft und 
Wettbewerb 
am DIW Berlin 

»
Ein hohes Ausbil-
dungsniveau führt 
nicht automatisch 

zu regionalem 
Wachstum.

«

Das Gespräch führte 
Erich Wittenberg.

Das  Interview zum 
Anhören fi nden Sie auf 
www.diw.de
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Wenn die Anteile dieser beiden Personengrup-
pen an der regionalen Gesamtbeschäftigung die 
Innovationstätigkeit einer Region bestimmen, 
dann müssten auch das Einkommensniveau 
(Bruttoinlandsprodukt je Einwohner) und das 
Wirtschaftswachstum positiv davon beeinflusst 
werden.

Regionale Verteilung der hoch 
Qualifizierten in wissenschaftlichen 
oder technischen Berufen ...

Die Anteile hoch qualifizierter Arbeitskräfte 
in Wissenschaft und Technik an der Gesamt-
 beschäftigung sind besonders ausgeprägt in den 
Hauptstadtregionen sowie in einigen weiteren 
wirtschaftlichen Metropolen (Abbildung 1). Insbe-
sondere der Großraum, gebildet aus den Regionen 
der Niederlande, Belgiens und Süddeutschlands 
zusammen mit der Schweiz, zeigt eine starke 
Konzentration von solchen Beschäftigten. Hinzu 
kommen noch einige Metropolregionen in Skan-

Abbildung 1

Hoch Qualifizierte in wissenschaftlichen und technischen 
Berufen in Europa 2005 nach Regionen1

Anteil an allen Beschäftigten in Prozent

1  NUTS-2-Regionen.

Quelle: Regio – Eurostat’s harmonised regional statistical database.   DIW Berlin 2008

Humanressourcen in Wissenschaft und Technik (HRST) 
werden anhand der Bildungsabschlüsse und der Tätig-
 keiten der Arbeitskräfte gemessen. Dieser Bericht 
basiert auf Daten zum Kernbereich von HRST (HRSTC). 
Hierzu zählen Personen, die einen wissenschaftlich-
technischen Studiengang des Tertiär bereichs erfolg-
reich abgeschlossen haben (ISCED 97, Bereich 5a, 
5b oder 6) und danach in einem wissenschaftlich-
technischen Beruf tätig sind (ISCO 88 COM, Gruppe 2 
oder 3).

Mit dem Indikator „Naturwissenschaftler und Inge-
nieure“ werden hingegen Physiker, Mathematiker und 
Ingenieurwissenschaftler (ISCO 88 COM, Gruppe 21), 
Biowissenschaftler und Mediziner (ISCO 88 COM, 
Gruppe 22) erfasst.

Nach ISCED 97, der Internationalen Standardklas-
sifikation des Bildungswesens, gehören folgende 
Bildungsgänge zum Tertiärbereich:

Der Bereich 5a enthält weitgehend theoretisch ori-
entierte tertiäre Bildungsgänge, die hinreichende 
Qualifikationen für den Zugang zu höheren for-
schungsorientierten Bildungsgängen und zu den 
Berufen mit hohen Qualifikationsanforderungen 
vermitteln sollen.

Der Bereich 5b umfasst im Vergleich zu 5a allge-
mein stärker praktisch orientierte und berufspe-
zifische Bildungsgänge.

Im Bereich 6 sind tertiäre Bildungsgänge, die zu 
einer höheren Forschungsqualifikation führen, 
das heißt eigenständiger Forschung, zusammen-
gefasst.

Die ISCO-88 (COM), Internationale Standardklassifi-
kation der Berufe in der dritten Fassung von 1988, ist 
ein von der International Labour Organisation (ILO) 
zusammengestelltes Klassifikationsschema. Die ISCO-
88 (COM) gliedert sich in zehn Berufshauptgruppen. 
Die Hauptgruppe 2 erfasst dabei die Wissenschaftler 
und die Hauptgruppe 3 die Techniker sowie gleichran-
gige nichttechnische Berufe.1

Die Daten zu den Beschäftigten in den verschiede-
nen Bildungs- beziehungsweise Tätigkeitsbereichen 
entstammen den Arbeitskräfteerhebungen der Euro-
päischen Union (Labour Force Survey).

1   Elias, P., Birch, M.: Errichtung einer EG-weiten Statistik der 
Berufe ISCO 88 (COM), Fassung der Internationalen Standard-
klassifi kation der Berufe 1988 zur Verwendung innerhalb der 
Europäischen Gemeinschaft. Februar 1994

•

•

•

Indikatoren für Humankapital
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gionen Köln-Aachen, Braunschweig und Berlin 
durch hohe Anteile aus. In Österreich ragen Wien 
und Innsbruck, in Polen die Regionen Warschau 
und Krakau, in Ungarn und Tschechien die jewei-
ligen Hauptstadtregionen heraus. 

Eine hohe regionale Konzentration des 
Wissens schafft keineswegs immer 
eine hohe Wachstumsdynamik

Zwischen dem regionalen Muster des wirt-
schaftlichen Wachstums, gemessen anhand der 
jahresdurchschnittlichen Wachstumsraten des 
realen Bruttoinlandsprodukts für den Zeitraum 
1999 bis 2004, und der regionalen Verteilung 
des technischen Wissens gibt es deutliche Abwei-
chungen. Zwar gelang es Regionen wie London, 
Paris, Grenoble, Oslo, Stockholm oder Helsinki, 
sich als wachstumsstarke Regionen innerhalb 
der EU zu profilieren. In Deutschland hat jedoch 
nur der Großraum München mit einer jahres-
durchschnittlichen realen Wachstumsrate von 
gut drei Prozent eine hohe Dynamik erreicht 
(Abbildung 3). 

dinavien,5 England, Schottland, Spanien, Italien, 
und Österreich.6 

In Deutschland und Italien ist die regionale Kon-
zentration im Vergleich zu den übrigen EU-Mit-
gliedsländern weniger ausgeprägt. Deutschland 
ist als einheitlicher Nationalstaat erst 1870/71 
entstanden, und entsprechend spät hat Berlin 
sich als Hauptstadtregion für ganz Deutschland 
herausbilden können. Durch die deutsche Tei-
lung nach dem zweiten Weltkrieg ist die zuvor 
entstandene Dominanz Berlins als Wissenschafts- 
und Forschungsstandort verloren gegangen. 
Andere regionale Zentren insbesondere in Süd- 
und teilweise in Westdeutschland haben davon 
nachhaltig profitiert. 

In Italien sind neben Rom vor allem die nord-
italienischen Zentren, aber auch die Regionen 
Neapel und Messina bedeutsam. Auch hier spielt 
die späte Einigung des Staates und die unter-
schiedliche historische Entwicklung von Nord-, 
Mittel- und Süditalien eine wichtige Rolle. 

Die osteuropäischen EU-Beitrittsländer liegen 
beim Anteil an hoch Qualifizierten in Wissen-
schaft und Technik bisher im Vergleich zu den 
meisten West-, Nord- und Mitteleuropäischen 
Regionen deutlich zurück. 

... sowie von Naturwissenschaftlern 
und Ingenieuren

Auch bei den Anteilen von naturwissenschaftlich-
technisch orientierten Wissenschaftlern an der 
Gesamtbeschäftigung zeigen sich große regionale 
Disparitäten.7 In Spanien weisen Madrid und ei-
nige Regionen im Norden des Landes hohe Wis-
senschaftleranteile auf (Abbildung 2). Frankreich 
hat neben Paris auch in Südfrankreich (Region 
Toulouse) sowie in den angrenzenden Mittel-
meerregionen bis zu den Alpen Schwerpunkte 
von Naturwissenschaftlern und Ingenieuren. In 
Deutschland nehmen die Regionen München 
und Bremen die Spitzenpositionen ein. Darüber 
hinaus zeichnen sich einige Regierungsbezirke 
in Bayern und Baden-Württemberg sowie die Re-

5   Aufgrund der gewählten Klassenbreiten in dieser Kartendarstel-
lung erscheinen auch einige Regionen in Island, Nordschweden und 
Norwegen als humankapitalintensiv. Allerdings ist die Konzentration 
gegenüber den anderen genannten Regionen schwächer. Hinzu 
kommt, dass bei sehr geringer Bevölkerungsdichte einige wenige 
lokale Zentren den Gesamtwert der Region prägen können. 
6   Meri, T.: Highly Educated Persons in Science and Technology 
Occupations. Statistics in focus, science and technology, Eurostat 
43/2008, Luxemburg; Meri, T.: Who Are the People Employed in High-
tech and in Which Regions Do They Work? Statistics in focus, science 
and technology, Eurostat 51/2008, Luxemburg.
7   Großbritannien, Schweden, Dänemark und Finnland fallen aufgrund 
der fehlenden Regionalisierung der Daten für diese Darstellung aus.

Abbildung 2

Naturwissenschaftler und Ingenieure in Europa 2003 
nach Regionen1

Anteil an allen Beschäftigten in Prozent

1  NUTS-2-Regionen.

Quelle: Regio – Eurostat’s harmonised regional statistical database.   DIW Berlin 2008
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denziell zu Über- beziehungsweise Unterschät-
zungen der regionalen Einkommensdisparitäten 
führen. 

Von den 42 Regionen mit einem Bruttoinlands-
produkt je Einwohner oberhalb der 125-Prozent-
Marke liegen acht in Deutschland, je fünf in 
Großbritannien und den Niederlanden, je vier 
in Italien und Österreich, je drei in Belgien und 
Spanien und zwei in Finnland. Mit nur einer 
Region sind – neben Luxemburg – Irland, Däne-
mark, Griechenland, die Slowakei, Frankreich, 
Tschechien und Schweden vertreten.

Unterhalb der 75-Prozent-Schwelle des Brut-
toinlandsprodukts je Einwohner befinden sich 
69 NUTS-2-Regionen, davon 15 in Polen, acht 
in Rumänien, sieben in Tschechien, je sechs in 
Griechenland, Bulgarien und Ungarn, fünf in 
Italien und vier in Portugal. Aber auch Frankreich 
ist mit drei Regionen zusammen mit der Slowakei 
in dieser Gruppe vertreten. Hinzu kommen noch 
jeweils eine Region in Deutschland, Spanien, Slo-
wenien sowie Estland, Lettland und Litauen.

Humankapital und Wirtschaftswachstum

Der Einfluss der Humankapitalausstattung ei-
ner Region auf das Wirtschaftswachstum kann 
ökonometrisch im Rahmen von Regressionen 
untersucht werden. Darin wird das Wachstum 
des Bruttoinlandsprodukts pro Einwohner durch 
das Anfangseinkommen und einen Humankapi-
talindikator, im vorliegenden Fall den Anteil von 
hoch Qualifizierten in Wissenschaft und Technik, 
erklärt. Das Einkommensniveau im Anfangszeit-
punkt wird mit aufgenommen, um der bekannten 
Tendenz der Konvergenz der Pro-Kopf-Einkom-
men Rechnung zu tragen. Danach wachsen 
ärmere Länder und Regionen im Durchschnitt 
schneller als reiche. Dies kommt durch einen 
negativen Koeffizienten des Anfangseinkommens 
zum Ausdruck. Der Koeffizient der Humankapi-
talvariablen ist positiv, wenn Regionen mit hö-
herer Humankapitalausstattung ein tendenziell 
stärkeres Wirtschaftswachstum haben.

Allerdings ist bei der Interpretation der Ergeb-
nisse Vorsicht geboten. Insbesondere besteht 
die Gefahr von Fehldeutungen aufgrund von 
umgekehrter Kausalität. So kann der Anteil der 
hoch Qualifizierten an der Erwerbsbevölkerung 
in einer Region das Wachstum stimulieren. Die 
Wirkungsrichtung könnte aber auch entgegen-
 gesetzt sein, das heißt Wissenschaftler könnten 
von hohen Wachstumsraten angezogen werden. 
Für eine eindeutige Identifikation des Zusammen-
hangs ist eine zweistufige Schätzung erforderlich. 

In Osteuropa wuchs die Wirtschaft im betrach-
teten Zeitraum insbesondere in den weit östlich 
gelegenen Regionen. Dabei spielen Produktions-
verlagerungen aufgrund der niedrigen Lohnkos-
ten sowie weitere Standortvorteile wie niedrige 
Unternehmenssteuern eine zentrale Rolle.

Hohes Humankapital und 
hohes Bruttoinlandsprodukt je Einwohner 
liegen räumlich eng beieinander

Zwischen dem Anteil an hoch Qualifizierten 
in Wissenschaft und Technik und dem regio-
nalen Einkommensniveau existiert ein enger 
Zusammenhang (Vergleich der Abbildungen 1 
und 4). Dabei streut das Bruttoinlandsprodukt 
je Einwohner auf der Ebene der 271 NUTS-2-
Regionen im Jahr 2005 von 24 Prozent des EU-
27-Durchschnitts im Nord-Osten Rumäniens 
bis 303 Prozent in der Region Inner-London. 
Diese Werte sind in einigen Regionen durch 
die Pendlerströme aus angrenzenden Regionen 
erheblich beeinflusst. Diese können daher ten-

Abbildung 3

Wachstum des realen Bruttoinlandsprodukts in Europa 
von 1999 bis 2004 nach Regionen1

Jahresdurchschnittliche Veränderung in Prozent

1  NUTS-2-Regionen.

Quelle: Regio – Eurostat’s harmonised regional statistical database.   DIW Berlin 2008
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Dabei wird zunächst ein Transmissionskanal 
spezifiziert, über den die betrachtete Human-
 kapitalvariable auf den Wachstumsprozess wirkt. 
In der ersten Stufe wird die Beziehung zwischen 
Human kapital und Transmissionsvariable, in der 
zweiten Stufe die zwischen Transmissionsvariable 
und Wirtschaftswachstum betrachtet. Beispiels-
weise ziehen Forscher, die vor allem im naturwis-
senschaftlich-technischen Kernbereich tätig sind, 
andere hoch Qualifizierte nach sich, verbreitern 
das Wissen und wirken auf diese Weise auf den 
Wachstumsprozess. 

Schätzergebnisse

In der ersten Stufe wird der Weg spezifiziert, über 
den Naturwissenschaftler und Ingenieure zum 
Wachstum beitragen. Im Folgenden wird der An-
teil der hoch Qualifizierten in wissenschaftlichen 
oder technischen Berufen (HRSTC) an der Er-
werbsbevölkerung als Transmissionsvariable ver-
wendet und in Beziehung gesetzt zu den Personen 
im Bereich Forschung und Entwicklung (Natur-
wissenschaftler und Ingenieure). Die Schätzwerte 
dieser Regression werden auf der zweiten Stufe 
herangezogen, um das Wachstum des regionalen 
Pro-Kopf-Einkommens zu erklären. Als Ergebnis 
erhält man den Einfluss der Naturwissenschaft-
ler und Ingenieure auf den Wachstumsprozess, 
der sich über den vorab spezifizierten Kanal, die 
hoch qualifizierten Erwerbstätigen, manifestiert. 
Damit konzentriert sich die Analyse auf einen 
Teilaspekt der Beziehung zwischen dem Anteil 
an Naturwissenschaftlern und Ingenieuren und 
dem Wirtschaftswachstum. Dies ist der Preis, der 
für die eindeutige Interpretation der Ergebnisse 
zu zahlen ist. Die Tabelle zeigt die Ergebnisse 
der zweistufigen Schätzung. Aus Gründen der 
Datenverfügbarkeit basiert die Schätzung nur auf 
den Angaben für 185 der insgesamt 271   NUTS- 2-
Regionen.

Alle Koeffizienten tragen das theoretisch zu er-
wartende Vorzeichen. Auf der ersten Stufe zeigt 
sich eine positive Beziehung zwischen dem Anteil 
an Naturwissenschaftlern und Ingenieuren und 
dem aller hoch qualifizierten Arbeitskräfte mit 
wissenschaftlicher oder technischer Ausrichtung. 
Steigt der Anteil der Wissenschaftler und Inge-
nieure um einen Prozentpunkt, erhöht sich der 
Anteil der hoch qualifizierten Arbeitskräfte weit 
überproportional, nämlich im Mittel um etwas 
mehr als 6,3 Prozentpunkte. Jeder Prozentpunkt 
löst dann im Durchschnitt einen Anstieg der 
Wachstumsrate des Bruttoinlandsprodukts pro 
Kopf um etwas über 0,125 Prozentpunkte aus. 
Insgesamt verläuft die Beziehung zwischen dem 
Anteil der Wissenschaftler an der Erwerbsbevöl-

kerung und der Wachstumsrate für den Einfluss-
 kanal unterproportional (6,3 x 0,125 = 0,79). Fer-
ner hat das Anfangseinkommen in den Regionen 
einen negativen Einfluss auf den nachfolgenden 
Wachstumsprozess. Dies spricht für eine Annä-
herung der Pro-Kopf-Einkommen über die Zeit, 
wobei aber die Konvergenzgeschwindigkeit mit 
1,3 Prozent per annum relativ langsam ist.

Abbildung 4

Bruttoinlandsprodukt je Einwohner in Europa 2004 
nach Regionen1

In Prozent des Durchschnitts

1  NUTS-2-Regionen, Bruttoinlandsprodukt in Kaufkraftparitäten.

Quelle: Regio – Eurostat’s harmonised regional statistical database. DIW Berlin 2008

Tabelle

Einfluss des Anteils an Naturwissenschaftlern und Ingenieuren 
auf das Wirtschaftswachstum

Hoch Qualifizierte Einkommenswachstum

Koeffizient t-Wert Koeffizient t-Wert

Konstante 21,649 30,97 0,019 3,13

Wissenschaftler 6,323 8,58 – –

Hoch Qualifi zierte (geschätzt) – – 0,125 5,24

Anfangseinkommen (1995) – – –0,013 11,18

Bereinigtes Bestimmtheitsmaß 0,283 0,406

Quellen: Eurostat; Cambridge Econometrics; Berechnungen des DIW Berlin. DIW Berlin 2008
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Fazit

Die Analyse hat gezeigt, dass es zwischen der 
Ausstattung der Regionen mit Humankapital 
und dem regionalen Einkommensniveau sowie 
dem wirtschaftlichen Wachstum einen deutlichen 
positiven Zusammenhang gibt. Die regionale 
Wirtschaftsentwicklung in den osteuropäischen 
EU-Mitgliedsländern wird dagegen bisher offenbar 
weniger von einer Humankapitalintensivierung be-

stimmt, sondern vielmehr von Prozessen angetrie-
ben, die mit Produktionsverlagerungen aufgrund 
komparativer Kostenvorteile in dem jetzt größeren 
Wirtschaftsraum zusammenhängen. Der Aufhol-
prozess dieser Regionen, der stark auf reinen Pro-
duktionstätigkeiten beruht, ist daher bisher weit-
gehend komplementär zu den anderen Regionen 
innerhalb der EU, die sich als Innovations cluster 
meist um die jeweiligen Hauptstädte sowie weitere 
Wirtschaftsmetropolen herausbilden. 

JEL Classification:
I2, O4, R3

Keywords:
Human capital,

Regional growth,
Innovation,

EU Regional 
development
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Risikobereitschaft und Unternehmenserfolg

Neu gegründete Unternehmen halten sich be-
sonders lange am Markt, wenn die Gründer eine 
mittlere Risikobereitschaft aufweisen. Dies zeigt 
eine aktuelle empirische Studie. Sind die Unter-
nehmer sehr risikoscheu oder aber besonders 
risikofreudig, hat dies negative Auswirkungen 
auf die Überlebensdauer des Unternehmens. Die 
Wahrscheinlichkeit des frühzeitigen Scheiterns ist 
dann deutlich höher.

Seit längerem ist empirisch belegt, dass risiko-
freudigere Personen häufiger zu Unternehmens-
gründern werden als Menschen mit niedriger 
Risikobereitschaft.1 Die vorliegende Studie un-
tersucht erstmals den Zusammenhang zwischen 
den Risikoeinstellungen der Unternehmer und 
der Überlebensdauer ihrer Firmen.2 Die Daten-
grundlage bildet das Sozio-ökonomische Panel 
(SOEP) für die Jahre 2000 bis 2005. Es standen 
mehr als 7 000 Einzelbeobachtungen auf jährli-
cher Basis über das Verhalten von knapp 2 500 
Selbständigen zur Verfügung. In dem sechsjäh-
rigen Untersuchungszeitraum konnten dabei 
über 700 Ereignisse beobachtet werden, in denen 
Personen aus der Selbständigkeit ausschieden.

Um eine erste Einordnung des Risikoverhaltens 
zu ermöglichen, sollten die Befragten ihre eigene 
Risikobereitschaft in beruflichen Angelegenhei-
ten auf einer Skala von 0 (= nicht risikobereit) 
bis 10 (= sehr risikofreudig) einschätzen. Zu-
sätzlich mussten die befragten Unternehmer 
angeben, wie viel Geld sie in eine Anlage mit 
vorgegebenem Risiko investieren würden, soll-
ten sie 100 000 Euro in einer Lotterie gewinnen. 
Die so gewonnenen subjektiven und objektiven 
Risikoeinstellungen wurden dann genutzt, um 
zu ermitteln, wie die Risikopräferenz mit der 
Wahrscheinlichkeit des Ausscheidens aus der 
Selbständigkeit zusammenhängt. Dabei wurden 
weitere relevante Faktoren wie das Alter und die 
Bildung des Unternehmers sowie die Dauer der 
Selbständigkeit berücksichtigt.

1   Siehe etwa Caliendo, M., Fossen, F., Kritikos, A.: Risk At-
titudes of Nascent Entrepreneurs. Small Business Economics 
(im Erscheinen); Online First: dx.doi.org/10.1007/s11187-007-
9078-6.
2   Zur Datenbasis, den Methoden sowie zu den detaillierten 
Schätzergebnissen vgl. Caliendo, M., Fossen, F., Kritikos, A.: 
The Impact of Risk Attitudes on Entrepreneurial Survival. DIW 
Diskussionspapier Nr. 798, Berlin 2008.

Marco Caliendo
caliendo@iza.org

Frank Fossen
ffossen@diw.de

Alexander Kritikos
akritikos@hanseuni.de
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Für besonders risikoscheue Selbständige ergeben 
die Berechnungen eine Wahrscheinlichkeit von 
12,5 Prozent, von einem Jahr auf das nächste aus 
der Selbständigkeit auszuscheiden. Den gleichen 
Wert erreichen sehr risikobereite Unternehmer. 
Bei denjenigen Unternehmern, die ihre eigene 
Risikobereitschaft als durchschnittlich ein-
schätzten (5 oder 6 auf der 11-Punkte-Skala), ist 
die Wahrscheinlichkeit des unternehmerischen 
Scheiterns dagegen um 40 Prozent geringer und 
erreicht nur einen Wert von 7,5 Prozent.

Die Abbildung zeigt die geschätzten kumu-
lativen Wahrscheinlichkeiten des Scheiterns 
innerhalb der ersten Jahre in Selbständigkeit 
für Unternehmer mit unterschiedlichen Risi-
koeinstellungen. Auf der X-Achse ist die Dauer 
der Selbständigkeit abgetragen und auf der     
Y-Achse die Wahrscheinlichkeit, die Selbstän-
digkeit in diesem Zeitraum wieder aufzugeben. 
Dabei werden drei Typen von Unternehmern 
miteinander verglichen: risikoscheue Unter-
nehmer (0–2 auf der Skala), Unternehmer mit 
mittlerer Risikopräferenz (3–7) und besonders 
risikofreudige Unternehmer (8–10). Andere 
relevante Faktoren wurden bei der Berechnung 
vergleichbar gehalten. Die Abbildung zeigt, dass 
für alle drei Unternehmertypen die kumulative 

Wahrscheinlichkeit des Scheiterns in den ersten 
Jahren am steilsten ansteigt und dann abflacht. 
Das liegt daran, dass das Risiko des Scheiterns 
für neu gegründete Start-up-Unternehmen 
am größten ist. Wenn die ersten Hürden ge-
nommen sind, sinkt die Anfälligkeit. Darüber 
hinaus macht die Abbildung deutlich, dass die 
Wahrscheinlichkeit des Scheiterns für die Un-
ternehmertypen mit besonders schwacher oder 
starker Risikoneigung stets größer ist als für den 
Unternehmertyp mit mittlerer Risikoneigung. 
Dieser u-förmige Zusammenhang zwischen der 
Risikopräferenz und der Wahrscheinlichkeit des 
Scheiterns gilt unabhängig von der Dauer der 
Selbständigkeit.3

Die Ergebnisse können damit erklärt werden, dass 
bei einer Geschäftsidee, die mit einem sehr hohen 
Risiko verbunden ist, zwar der erwartete Ertrag 
der Selbständigkeit zunimmt, aber zugleich auch 
die Gefahr des Misserfolgs wächst. So sind die Ge-
winnerwartungen bei Gründungen im Hightech-
Bereich oft sehr hoch, zugleich steigt aber auch 
das Risiko, dass ein Projekt scheitert, bevor sich 
die Geschäftsidee am Markt bewähren kann. 

Demgegenüber verfügen weniger risikobereite 
Selbständige zwar von vornherein über potenziell 
geringere Ertragsaussichten, sie setzen sich aber 
auch einer geringeren Gefahr des Scheiterns aus. 
Allerdings gilt für besonders risikoscheue Un-
ternehmer, dass sie sich vielfach besser stellen 
könnten, wenn sie einer Arbeit als abhängig Be-
schäftigte nachgehen würden. Bei relativ sicheren 
Projekten – mit geringem Risiko und geringem 
erwarteten Ertrag – lohnt sich die Selbständigkeit 
für die Unternehmer oft nicht. Diese Erkenntnis 
reift in vielen Fällen aber erst nach dem Schritt 
in die Selbständigkeit und führt auch in dieser 
Unternehmergruppe zu einer erhöhten Aufgabe-
 quote.

Fazit

Während der Einfluss von Risikoeinstellungen 
auf Unternehmensgründungen relativ gut er-
forscht ist, gab es bisher keine empirischen Er-
kenntnisse über den Zusammenhang zwischen 
den Risikoeinstellungen der Unternehmer und 
der Überlebensdauer ihrer Firmen. In der psy-
chologischen Literatur wurde die Hypothese 
eines u-förmigen Zusammenhangs zwischen der 

3   Erstmalig wurde auf diesen möglichen u-förmigen Zusam-
menhang aus theoretischer Sicht hingewiesen in einer Studie 
von Chell, E., Harworth, J., Brearly, S.: The Search for Entrepre-
neurial Traits. In: Chell, E., Harworth, J., Brearly, S. (Hrsg.): The 
Entrepreneurial Personality: Concepts, Cases and Categories. 
Routledge Small Business Series, London 1991, 29–53.

Abbildung 

Kumulative Wahrscheinlichkeit der Aufgabe der 
Selbständigkeit nach der Risikoeinstellung
In Prozent
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Risikopräferenz und der Wahrscheinlichkeit des 
unternehmerischen Scheiterns aufgestellt. Die 
hier vorgelegte Studie bestätigt diese Korrela tion 
auf Basis repräsentativer Daten, unabhängig 
davon, welches Risikomaß (subjektiv oder ob-
jektiv) verwendet wird. Zu viel Risikobereitschaft 

schadet den längerfristigen Erfolgsaussichten 
von Selbständigen. Zu wenig Risiko macht die 
Selbständigkeit im Vergleich zur abhängigen 
Beschäftigung unattraktiv. Am erfolgreichsten 
sind langfristig Unternehmer mit mittlerer 
 Risikobereitschaft.

JEL Codes: 
D81, J23, M13

Keywords: 
Entrepreneurship, 
risk attitudes, 
survival and failure



Elke Holst, Andrea Schäfer, Mechthild Schrooten

Bringing Home the Money: 
Xenophobia and Remittances – The Case of Germany

The determinants of migrants’ remittances are the subject of this study based on German SOEP 
data (2001–2006). In contrast to previous studies we analyze the motives for remittances 
not only for foreigners but also for the broader group of individuals with a personal migration 
background. Major fi ndings are: First, concerns about xenophobia lead to higher remittances. 
Second, income and gender has no impact on the probability to remit. Third, the acquisition of 
German citizenship is positively related to the amount remitted. All in all, remittances seem to 
be part of a personal fi nancial allocation scheme for risk reduction.

SOEPpapers No. 92

Nicolas R. Ziebarth, Markus M. Grabka

In Vino Pecunia? 
The Association Between Beverage-Specific Drinking Behavior and Wages

The positive association between moderate alcohol consumption and wages is well docu-
mented in the economic literature. Positive health effects as well as networking mechanisms 
serve as explanations for the “alcohol-income puzzle.” Using individual-based microdata from 
the GSOEP for 2006, we confi rm that this relationship exists for Germany as well. More impor-
tantly, we shed light on the alcohol-income puzzle by analyzing, for the fi rst time, the associa-
tion between beverage-specifi c drinking behavior and wages. In our analysis, we disentangle 
the general wage effect of drinking into diverse effects for different types of drinkers. Mincerian 
estimates reveal signifi cant and positive relationships between wine drinkers and wages as 
well as between beverage-unspecifi c drinkers and wages. We are unable to detect endogeneity 
problems with the drinking variables, which speaks in favor of OLS regressions. When splitting 
the sample into age groups, the “wine gain” disappears for employees under the age of 35 and 
increases in size and signifi cance for higher age groups. We also fi nd a “beer gain” for residents 
of rural areas and a “cocktail gain” for residents of urban areas. Several explanations for our 
empirical results are discussed in view of the likelihood that the alcohol-income puzzle is a mul-
ticausal phenomenon.

SOEPpapers No. 93

Die Volltextversionen der SOEPpapers liegen als PDF–Dateien vor und können von den 
entsprechenden Webseiten des DIW Berlin heruntergeladen werden 
(http://www.diw.de/deutsch/produkte/publikationen/soeppapers/56454.html).

The full text versions of the SOEPpapers are available in PDF format and can be downloaded from the 
DIW Berlin website (http://www.diw.de/english/products/publications/soeppapers/56505.html).
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In die Tabelle 1 hatten sich leider Fehler eingeschlichen. 
Hier ist die korrigierte Version:

Tabelle 1

Reales Bruttoinlandsprodukt, Verbraucherpreise und Arbeitslosenquote in ausgewählten Ländern

Gewichte 
(BIP) in %

Bruttoinlandsprodukt Verbraucherpreise Arbeitslosenquote in %

Veränderung gegenüber dem Vorjahr in %

2006 2007 2008 2009 2006 2007 2008 2009 2006 2007 2008 2009 

EU-27 36,1 3,1 2,9 2,0 1,7 2,1 2,3 3,9 3,3 8,3 7,3 7,2 7,2 

Darunter: Euroraum 26,3 2,9 2,6 1,8 1,4 2,0 2,1 3,6 2,8 8,6 7,7 7,5 7,5 

Außereuropäische Industrieländer

USA 32,7 2,9 2,2 1,2 1,4 3,2 2,9 4,0 2,8 4,6 4,6 5,2 5,8 

Japan 10,8 2,4 2,0 1,5 1,6 0,2 0,1 0,8 0,8 4,1 3,8 3,9 4,1 

Kanada 3,2 2,8 2,7 1,4 2,2 2,0 2,1 2,0 2,0 6,3 6,0 6,1 6,2 

Ausgewählte Industrieländer1 82,7 2,9 2,5 1,5 1,6 2,3 2,2 3,2 2,4 6,4 5,9 6,0 6,3 

Russland 2,4 7,4 8,1 6,5 6,5 9,7 9,0 12,8 10,4 7,1 6,1 6,0 5,8 

China und Hongkong 7,0 11,3 11,6 9,9 8,8 1,5 4,6 8,5 6,7 – – – –

Indien 2,3 9,7 9,0 9,0 8,2 5,8 6,4 8,9 7,5 10,1 9,7 9,7 9,6 

Ostasien ohne China2 5,5 5,4 5,7 4,9 5,5 4,3 3,0 6,3 5,4 – – – –

Insgesamt3 100,0 4,0 3,7 2,6 2,7 2,7 2,8 4,1 3,2 – – – –

1  Summe der aufgeführten Länder. Bruttoinlandsprodukt und Verbraucherpreise gewichtet mit dem Bruttoinlandsprodukt von 2007 in US-Dollar, 
Arbeitslosenquote gewichtet mit der Zahl der Erwerbspersonen von 2007.
2  Gewichteter Durchschnitt aus Südkorea, Taiwan, Indonesien, Thailand, Malaysia, Singapur, Philippinen in US-Dollar. 
3  Summe der aufgeführten Ländergruppen. Gewichtet mit dem Bruttoinlandsprodukt von 2007 in US-Dollar.

Quellen: Global Insight und Berechnungen des DIW Berlin. 2008 und 2009: Prognose von Global Insight. DIW Berlin 2008

Erratum zu Wochenbericht Nr. 27-28/2008
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Abbildung 3

Bruttoinlandsprodukt und wichtige Komponenten
Saison- und arbeitstäglich bereinigter Verlauf

Bruttoinlandsprodukt Konsumausgaben der privaten Haushalte
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Quellen: Statistisches Bundesamt; Berechnungen des DIW Berlin. DIW Berlin 2008

Die Legende der Abbildung 3 war mißverständlich. 
Dies ist die korrigierte Version:
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DIW-Konjunkturbarometer

Wirtschaft kriecht ins dritte Quartal

Das DIW-Konjunkturbarometer signalisiert für das dritte Quartal ein ähnlich 
schwaches Wachstum wie im Vorquartal. Gemessen am saison- und kalender-
bereinigten Anstieg des Bruttoinlandsprodukts beträgt der Zuwachs knapp 
0,3 Prozent. Damit bestätigt sich die Einschätzung, dass dem kräftigen Anstieg 
zum Jahresauftakt zunächst eine deutlich langsamere Gangart der gesamtwirt-
schaftlichen Entwicklung folgt.

Angesichts zuletzt insgesamt schwächerer Produktions- und Auftragsein-
gangszahlen zeichnet sich für das Produzierende Gewerbe (ohne Bauwirtschaft) 
erstmals seit fast vier Jahren ein Rückgang der wirtschaftlichen Aktivität ab. 
–0,3 Prozent sind jedoch vor dem Hintergrund der recht kräftigen Expansion im 
ersten Halbjahr moderat. Die Bauwirtschaft dürfte nach dem Auf und Ab in den 
beiden Vorquartalen einen ruhigen Sommer erleben, in dem die Wirtschaftsleis-
tung praktisch stagniert. Demgegenüber nimmt der Bereich Handel, Gaststät-
ten und Verkehr wieder etwas Fahrt auf und expandiert um 0,6 Prozent. Gut 
zwei Drittel des Wachstums im dritten Quartal steuern die anderen Dienstleis-
tungssektoren bei; die unternehmensnahmen Dienstleistungen wachsen um 
0,6 Prozent, während die öffentlichen und privaten Dienstleistungen um knapp 
0,3 Prozent zulegen.
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Atomkonsens II könnte 
Element zukunftsweisender 
Energiepolitik sein 
Von Claudia Kemfert*

Es vergeht kaum ein Tag, an dem nicht über steigende Energiepreise, 
drohende Energiekrisen und die energiepolitischen Möglichkeiten gesprochen wird. 
Zunächst einmal: Der Ölpreis wird in der Tat auf den internationalen Energiebörsen 
gebildet. Fakt ist, dass die Nachfrage nach Öl ungebremst hoch ist – auch und gerade 
weil Länder wie China, Indien oder Russland ihre Energie künstlich billig halten, 
also subventionieren. Dadurch fehlen Anreize zum Energiesparen. 

Fakt ist auch, dass das Ölangebot nicht ohne weiteres mal eben schnell ausgeweitet 
werden kann. Dies hat kürzlich die OPEC selbst zugegeben und allen Pessimisten 
indirekt Recht gegeben, die davon ausgehen, dass Öl schon sehr bald wirklich sehr 
knapp werden kann. Die OPEC selbst, aber auch die Internationale Energieagentur 
und plötzlich nahezu alle Analysten sagen nun voraus, dass der Ölpreis sich in 
Kürze auf 200 bis 250 US-Dollar pro Barrel verteuern wird. Interessant ist daran 
insbesondere, dass alle dies bis vor einem halben Jahr kategorisch abgestritten 
haben. 

Mit dem hohen Ölpreis steigt auch der Gaspreis in Deutschland, da die Gasabnehmer-
Unternehmen in Deutschland mit den Gasliefer-Unternehmen langjährige Verträge 
abgeschlossen haben, in denen die Gaspreisbindung an den Ölpreis festgelegt 
ist. Somit erhöhen sich dann alle Energiekosten drastisch und energieintensive 
Sektoren leiden natürlich sehr stark. Sicherlich können einzelne Branchen von 
hohen Preisen für fossile Energie auch profitieren, wie die Anbieter erneuerbarer 
Energien oder auch der Bausektor aufgrund steigender Nachfrage nach verstärkter 
Gebäudedämmung. 

Die Atomenergie hat mit den steigenden Ölpreisen wenig zu tun, da Öl zum größten 
Teil für die Mobilität eingesetzt wird und bisher zumindest nur wenige Autos mit 
Elektromotor – die also praktisch mit Atomstrom fahren können – unterwegs sind. 
Eine Verlängerung der Restlaufzeiten sicherer Atomkraftwerke kann lediglich die 
notwendige Zeit geben, alternative Kraftstoffe zu entwickeln, für eine nachhaltige 
Mobilität zu sorgen und erneuerbare Energien auszubauen. Die Atomenergie 
länger zu nutzen ist allerdings kein Garant für niedrige Strompreise, denn auch 
heute sind die Strompreise nicht gerade niedrig. Ein „Atomkonsens II“ könnte nur 
Sinn machen, wenn im Gegenzug zu einer Verlängerung der Laufzeiten niedrige 
Strompreise und eine von den großen Stromkonzernen finanzierte stärkere Erfor-
schung alternativer Energien vereinbart würden. Der Streit um die Atomenergie 
macht nur eines deutlich: Wie zerstritten die Politik im Bereich einer einheitlichen, 
nachhaltigen und zukunftsweisenden Energiepolitik wirklich ist. 

* Prof. Dr. Claudia Kemfert leitet die Abteilung Energie, Verkehr, Umwelt im DIW Berlin.
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